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4 »Inklusive Heimerziehung« 
mit jungen Menschen mit 
Behinderungen durchsetzen!

Inklusion als 
supranationaler Auftrag

Die Ermöglichung diskriminierungs-
freier selbstbestimmter sozialer Teil-
habe für alle Menschen, auch für alle 
jungen Menschen, ist die Zentralforde-
rung internationaler Menschenrechts-
konventionen – hinsichtlich der Rechte 
von Kindern (UN-Kinderrechtskonven-
tion 1989) ebenso wie der Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (UN-Be-
hindertenrechtskonvention 2006) – an 
staatliches Handeln. Deren Bedeutung 
für das Handeln in der »Heimerziehung« 
wurde schon im vorhergehenden Kapi-
tel zu sozialer Teilhabe (Kapitel 2) dar-
gestellt. Unter dem Gesichtspunkt der 
Förderung und Teilhabe von jungen 
Menschen mit Behinderungen und vor 
dem Hintergrund der inklusiven Weiter-
entwicklungen im Rahmen der Gesamt-
zuständigkeit der Kinder- und Jugend-
hilfe für alle jungen Menschen, auch mit 
körperlichen und geistigen Behinde-
rungen, kommen weitere Perspektiven 
hinzu. Artikel 19 der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) verpflich-
tet dazu, Menschen mit Behinderun-
gen die gleichen Wahlmöglichkeiten 

bezüglich des Lebens in einer selbst 
gewählten Gemeinschaft einzuräumen, 
wie andere Menschen sie auch haben. 
Dazu gehören zum einen der Zugang 
zu einer Reihe gemeindenaher behin-
derungsspezifischer ambulanter Un-
terstützungsdienste, einschließlich der 
persönlichen Assistenz, und zum ande-
ren der Zugang zu allgemeinen, lebens-
ortnahen Einrichtungen und Diensten. 
Beides ist Voraussetzung dafür, dass 
Menschen mit Behinderungen ihre 
Wohn- und Lebenssituation frei wählen 
können und nicht in besondere Wohn-
formen gezwungen werden können (Ar-
tikel 19 UN-BRK). 

Neue Weichenstellungen nutzen – 
fachliche Standards ausarbeiten

Der neue Anlauf zum Kinder- und Ju-
gendstärkungsgesetz (KJSG) stellt ver-
bindliche Weichen für die Zusammen-
führung der Zuständigkeiten für Kinder 
und Jugendliche mit und ohne Behin-
derungen unter dem Dach der Kin-
der- und Jugendhilfe. Darin ist für den 
Umsetzungsprozess ein Zeitraum von 
sieben Jahren vorgesehen, der sich in 
Stufen vollzieht. Damit ist ein deutli-
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ches gesetzgeberisches Signal gesetzt, 
dass alle rund 360.000 Kinder und Ju-
gendlichen in Deutschland, die eine 
seelische, geistige oder körperliche 
Behinderung haben, durch das Kin-
der- und Jugendhilferecht unterstützt 
werden. Bisherige Verständigungspro-
zesse – insbesondere im Kontext der 
sogenannten inklusiven Lösung im 
Rahmen des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes – konzentrierten sich stark al-
lein auf Fragen der gesetzgeberischen 
Gestaltung im Rahmen der Ausgestal-
tung des SGB VIII und anderer Sozial-
gesetze sowie auf Verfahrensfragen.

Alle Schnittstellen zwischen den ver-
schiedenen Leistungssystemen, die im 
Kontext »inklusiver Heimerziehung« re-
levant sind (insbesondere auch die zu 
Pflege und Krankenkassen), werden 
durch diese gesetzliche Zusammen-
führung nicht beseitigt. Doch gerade 
mit Blick auf die Verschränkung von Er-
ziehung und sozialer Teilhabe gilt die-
ser neue gesetzgeberische Rahmen als 
zentraler Ausgangspunkt für die fach-
liche Weiterentwicklung in den einzel-
nen Handlungsfeldern, auch der Hilfen 
zur Erziehung. Doch dem Blick auf Ver-
fahren zur Steuerung von Leistungsan-
sprüchen in der Zusammenführung 
von Leistungsansprüchen aus (vor al-
lem) Hilfen zur Erziehung und Einglie-
derungshilfe müssen auf jeden Fall 
auch fachliche Klärungen folgen. »Der 
in der Fachöffentlichkeit und -politik 
sowie in der Wissenschaft umfassend 

geführte Diskurs, was unter »Inklusion« 
eigentlich zu verstehen sei […], zeigt 
auf, dass es fachlichen, konzeptionel-
len und empirischen Klärungsbedarf 
gibt und die damit verbundenen Fra-
gen weiter in das Feld der Heimerzie-
hung hineinreichen, als es häufig durch 
den begrenzten Blick auf Verfahren zur 
Steuerung von Leistungsansprüchen in 
der Zusammenführung von Leistungs-
ansprüchen aus (vor allem) Hilfen zur 
Erziehung und Eingliederungshilfe ge-
schieht.« (Pluto et al. 2020: 22).

Noch fehlen fachliche Standards und 
vertiefte fachliche Auseinanderset-
zungen jenseits von Verfahren und Be-
darfs-Feststellungsschemata. Daher 
kann es nicht überraschen, dass es im 
Diskussionspapier einer interdiszipli-
nären Unterarbeitsgruppe im Rahmen 
des Zukunftsforum Heimerziehung (be-
stehend aus Vertreter*innen aus Wis-
senschaft, Jugendamt, freien Trägern 
der Jugend- und Eingliederungshilfe, 
Fachberatung und -politik, insbeson-
dere auch des Gesundheits- und Pflege-
wesens sowie Careleaver*innen) heißt: 
»Nicht nur mit Blick auf die vielfältigen 
fachlichen Fragestellungen, sondern 
sogar hinsichtlich der zahlenmäßigen 
Erfassung, wie viele junge Menschen 
mit Behinderungen überhaupt in au-
ßerfamiliären Wohnformen unterge-
bracht sind, fehlen verlässliche Daten-
grundlagen. Zudem fehlt es für den 
Bereich der außerfamiliären Wohnfor-
men noch an einer verknüpfenden Per-
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spektive der verschiedenen sozial- und 
gesundheitswissenschaftlichen For-
schungsdisziplinen (z. B. Rehabilitati-
onswissenschaften, Sonderpädagogik, 
Pflegewissenschaften, Sozialpädago-
gik, Soziologie, Psychologie).« (Schön-
ecker et al. 2021: 10 f.). Das Projekt 
»Inklusion jetzt« ergänzt zudem: »Es 
braucht zum Beispiel einen gemeinsa-
men Austausch darüber, wie Leistungs-
vereinbarungen, Betriebserlaubnis und 
Fachkräftegebot in einer inklusiven Er-
ziehungshilfe aussehen können.« (Kies-
linger/Hollweg 2020: 10).

»Inklusive Heimerziehung« 
als konzeptionelle Aufgabe

Welche konkreten konzeptionellen Wei-
terentwicklungsaufgaben mit der Ver-
wirklichung der (Grund-) Rechte junger 
Menschen mit Behinderungen und ih-
rer Eltern für die Kinder- und Jugend-
hilfe – und vorwiegend für das Feld der 
»Heimerziehung« – verbunden sind, er-
scheinen noch weitgehend unbearbei-
tet. So stellen sich schon Grundsatz-
fragen, wie beispielsweise: Inwiefern 
befördern die bestehenden Struktu-
ren und Organisationsformen, Kon-
zepte und Arbeitsweisen außerfamili-
ärer Angebote die Verwirklichung der 
in der UN-KRK genannten fundamenta-
len Rechte oder behindern sie zumin-
dest nicht? Und welches angebotsbezo-
gene und organisatorische Verständnis 
von »Heimerziehung« kann zugrunde 
gelegt werden, wenn beispielsweise 

im Zuge der Abschaffung des Einrich-
tungsbegriffs im Bundesteilhabegesetz 
(BTHG) zum Teil außerfamiliale Wohn-
formen auch als ambulante Angebote 
einsortiert werden?

Der UN-Ausschuss für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen hat in 
seinen allgemeinen Bemerkungen zu 
Artikel 19 UN-BRK sehr deutlich die 
Verpflichtung der Vertragsstaaten zum 
Ausdruck gebracht, Strategien zur 
Deinstitutionalisierung der Wohn- und 
Lebenssituation von Menschen mit Be-
hinderungen zu entwickeln. Im Sin-
ne der sicherzustellenden Wahlfreiheit 
sind dementsprechend wohnortnahe, 
familienunterstützende Angebote und 
Strukturen zu schaffen und auszubau-
en (also Verfügbarkeit herzustellen) 
und gleichzeitig außerfamiliäre Wohn-
formen kommunal so weiterzuentwi-
ckeln, dass sie für Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene sowie deren El-
tern mit ganz unterschiedlichen Unter-
stützungsbedarfen offenstehen (also 
die Zugänglichkeit der Angebote zu 
gewährleisten). Auch in Deutschland 
haben die Selbsthilfeorganisationen 
in der Behindertenhilfe (nicht zuletzt 
auch bei den Verhandlungen um die 
Ausformung des neuen Bundesteilha-
begesetzes) immer auf eine Ablösung 
von Modellen des fremdbestimmten, 
dauerhaften Lebens in Einrichtungen 
und besonderen Wohnformen sowie 
auf eine ausreichende Unterstützung 
bzw. Assistenz in selbstbestimmten 
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Wohn- und Lebensgemeinschaften ge-
drängt. Das zeigt, wenn hier von »inklu-
siver Heimerziehung« als Konzeptbe-
griff im Weiteren die Rede ist, dass dies 
keineswegs selbsterklärend und unum-
stritten ist. 

In der interdisziplinären Unterarbeits-
gruppe im Rahmen des Zukunftsforum 
Heimerziehung weisen die Autor*in-
nen trotz aller ungeklärten Fachde-
batten gleich an mehreren Stellen auf 
die Notwendigkeit für und das Recht 
von jungen Menschen mit Behinderun-
gen hin, auch außerfamiliäre Wohnfor-
men vorzufinden, die diskriminierungs-
freie selbstbestimmte soziale Teilhabe 
fördern: »Es gibt vielfältige Fallkons-
tellationen, in denen junge Menschen 
keinen Zugang zu ihren jeweiligen Be-
darfen entsprechenden außerfamiliä-
ren Wohnformen haben (…) Die Hin-
tergründe hierfür liegen häufig in den 
vorhandenen Barrieren – von der un-
genügenden baulichen Einrichtungsge-
staltung (z. B. Tast- / elektronische Ori-
entierungshilfen) über unzureichende 
konzeptionelle Rahmungen (z. B. Per-
sonalschlüssel, Anpassung von Schutz-
konzepten) bis hin zu fehlender per-
soneller Expertise (z. B. pflegerische 
Kompetenzen, Gebärdensprache). 
Auch die Barrieren »in den Köpfen« 
im Sinne einer fehlenden Bereitschaft 
zu entsprechenden Veränderungen 
dürften nicht selten ursächlich sein.« 
(Schönecker et al. 2021: 6).

Zudem wird betont, dass der Inklusi-
onsanspruch im Sinne eines gleichbe-
rechtigen Lebens in der Gemeinschaft 
sich nicht nur auf das Wohnangebot 
an sich beschränkt, sondern auch die 
nicht-segregierende und barrierefreie 
Gestaltung des weiteren Sozialraums 
einschließt: »Zu konstatieren ist aller-
dings, dass sowohl am Wohnort der El-
tern bzw. Familie als auch im Umfeld 
der außerfamiliären Wohnformen diese 
sozialräumlichen Angebote, die Inklu-
sion fördern bzw. ermöglichen sollen, 
häufig nur sehr unzureichend vorhan-
den sind. Eltern von Kindern mit Be-
hinderungen sehen sich vielmehr nicht 
selten aufgrund der unzulänglichen An-
gebotsstruktur in den oben genannten 
Bereichen dazu gedrängt, eine außer-
familiäre Unterbringung ihres Kindes 
außerhalb des bisherigen Sozialraums, 
außerhalb der Region, in der die Fami-
lie lebt, in Anspruch zu nehmen. Die 
Spezialisierung der Unterbringungs-
angebote sowohl in größeren Kom-
plexeinrichtungen mit überregionalem 
Einzugsgebiet als auch in kleineren 
Wohnangeboten mit einer oft sehr be-
grenzten Platzzahl läuft hier der Forde-
rung nach sozialräumlicher Verfügbar-
keit auch außerfamiliärer Wohnformen 
zuwider und kollidiert mit den Grund-
sätzen des Artikel 19 UN-BRK (Wahlfrei-
heit, Unterstützung und Verfügbarkeit 
von gemeindenahen Diensten und Inf-
rastrukturen).« (ebd.: 18).
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Teilhabe in und durch 
»Heimerziehung«

Wenn vor diesem Hintergrund da-
von ausgegangen wird, dass »Inklusi-
ve Heimerziehung« laut UN-Ausschuss 
für die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen bedeutet, einem jungen 
Menschen – vor welchem Hintergrund 
auch immer dieser nicht in seiner Fa-
milie aufwachsen kann – eine diskri-
minierungsfreie und seine Teilhabe im 
Sinne der beschriebenen Dimensio-
nen sichernde außerfamiliäre Wohn-
form zu ermöglichen, müssen konzep-
tionelle Weiterentwicklungsaufgaben 
in den Blick geraten. »Denn ohne eine 
strukturelle und systematische Absi-
cherung und der immer wieder erfor-
derlichen Auseinandersetzung mit den 
jeweils gefundenen Lösungen bleiben 
gute Einzelfalllösungen zufällig und 
tragen nicht verlässlich dazu bei, der 
öffentlichen Verantwortung für das 
Aufwachsen an einem Ort außerhalb 
der eigenen Familie gerecht zu wer-
den.« (Schönecker et al. 2021: 6). Um 
die Verwirklichung von Grundrechten 
und die selbstbestimmte soziale Teil-
habe durch außerfamiliäre Angebots-
formen und eine inklusiv ausgerichtete 
»Heimerziehung« fachlich zu konturie-
ren, wurden im Rahmen der Arbeiten 
im Zukunftsforum Heimerziehung eini-
ge konzeptionelle Ideen und Aufmerk-
samkeitsvorschläge entwickelt, von de-
nen nur einige hier vorgestellt werden:

 � Im Sinne der zu gewährleistenden 
Wahlfreiheit muss es für die Kinder, 
Jugendlichen, jungen Erwachsenen 
und ihre Familien die Möglichkeit 
geben, sich zwischen stärker oder 
vollständig spezialisierten und all-
gemeinen Angeboten, wohnortnah 
oder räumlich entfernt, entschei-
den zu können. D. h. es ist sich der 
Herausforderung zu stellen, »dass 
die außerfamiliäre Wohnform die-
sen Bedarfslagen behinderter jun-
ger Menschen beispielsweise über 
fachliche Spezialisierungen in inter-
disziplinären Teams oder auch an-
gebotsübergreifenden Kooperatio-
nen (z. B. Hinzuziehung ambulanter 
Pflegedienste in stationären Wohn-
formen der Kinder- und Jugendhil-
fe) gerecht werden kann.« (vgl. ebd.: 
16).

 � Die Frage, wie Beteiligung und Be-
schwerde junger Menschen und El-
tern gelingend gestaltet werden 
kann, stellt sich im Rahmen inklu-
siver außerfamiliärer Wohnfor-
men nochmal in eigener Weise. »So 
knüpft diese nicht nur an die Ge-
währleistung von Barrierefreiheit 
(beispielsweise Kommunikation in 
leichter Sprache, barrierearme Ge-
staltung von Beschwerdemöglich-
keiten) an. Auch kann es durch das 
Zusammenleben von jungen Men-
schen mit und ohne Behinderungen 
in Beteiligungsfragen strukturell 
(z. B. Befähigung kommunikations-
beeinträchtigter junger Menschen) 
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sowie inhaltlich (z. B. gemeinsa-
me Entscheidung über Freizeitakti-
vität, an der mangels Barrierefrei-
heit nicht alle teilnehmen können) 
nochmal komplexere Fragestellun-
gen und Interessenlagen geben. 
Veränderte Beteiligungsinteressen 
und -erwartungen seitens Eltern 
junger Menschen mit Behinderun-
gen (z. B. bezüglich einer stärkeren 
Einbindung in den Einrichtungsall-
tag) dürften ebenfalls aufzugreifen 
sein.« (vgl. ebd.: 28).

 � Die Öffnung bestehender Angebote 
für neue Zielgruppen und die Ent-
wicklung neuer Angebote scheinen 
im Rahmen einer inklusiven Ausge-
staltung der außerfamiliären Wohn-
formen notwendig zu sein. »Zur För-
derung von Inklusion ist zu prüfen, 
inwiefern vorhandene Formen des 
Jugendwohnens, z. B. in Einrich-
tungen für Schüler*innen von Be-
rufsschulen oder in Student*in-
nenwohnheimen, für Zielgruppen 
geöffnet werden, die ansonsten in 
Wohngruppen leben würden. Die-
se Einrichtungen bieten sich auch 
als Wohnformen an, die auf den 
Übergang aus der elterlichen Woh-
nung oder aus einer außerfamiliä-
ren Wohnform in unabhängige Le-
bensformen vorbereiten helfen. 
Hier sind neue Konzepte erforder-
lich, und es wäre auszuarbeiten, 
welche Bedingungen erfüllt sein 
müssen, damit sich diese Angebote 
im Sinne einer verbesserten Inklusi-

on für neue Zielgruppen öffnen kön-
nen, welche zusätzlichen Koopera-
tionen dies unterstützen könnten 
und inwiefern eine solche Verände-
rung Auswirkungen auf den Fach-
kräftebedarf dieser Angebote hat.« 
(vgl. ebd.: 28).

 � Ein zentraler Ansatzpunkt, die sozia-
le Teilhabe von Bewohner*innen zu 
stärken, liegt auch darin, (neue) For-
men der Familienarbeit zu entwi-
ckeln. Hierzu müssten die Konzep-
te der Zusammenarbeit mit Eltern 
und weiteren Familienmitgliedern 
inklusionsförderlich ausgerich-
tet werden (vgl. auch Knuth 2020). 
»Themen für solche Veränderungen 
sind die Förderung der Selbstorga-
nisation von Eltern und des Austau-
sches zwischen den Eltern durch 
die außerfamiliäre Wohnform. Auch 
wäre, um beispielsweise u. a. Wo-
chenendheimfahrten und andere 
Beziehungen im familiären Umfeld 
zu ermöglichen, zu prüfen, inwie-
fern Familienangehörige in Bezug 
auf medizinisch-pflegerische Unter-
stützung im Alltag zusätzliche Kom-
petenzen durch Anleitung von Mit-
arbeitenden der außerfamiliären 
Wohnform erwerben können. Vor 
dem beschriebenen Hintergrund, 
dass außerfamiliäre Wohnformen 
für junge Menschen mit Behinde-
rungen nicht selten durch eine un-
zureichende Versorgungssituation 
(fehlende adäquate Beschulung, 
fehlender ambulanter Pflegedienst 
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etc.) am Lebensort der Familie not-
wendig werden, bedürfte es zu-
dem einer Weiterentwicklung der 
Angebotsformen, die den jungen 
Menschen mit ihren Familien ein 
Aufwachsen an zwei Lebensorten 
(Familie und außerfamiliäre Wohn-
form) ermöglichen würden.« (vgl. 
ebd.: 29).

 � Seit einigen Jahren hat sich zudem 
in der »Heimerziehung« eine neue 
Form der Betreuung insbesonde-
re jüngerer Kinder entwickelt, die 
von vorherein eine intensive Einbe-
ziehung der Eltern vorsieht und an 
die eine »inklusive Heimerziehung« 
ebenfalls anknüpfen kann. Entstan-
den ist diese Entwicklung insbeson-
dere nach den veränderten rechtli-
chen Bedingungen im Kinderschutz 
und der vermehrten Aufnahme jun-
ger Kinder auch in der »Heimerzie-
hung«. Die Idee, dass es nicht zu 
einer Trennung der Kinder von ih-
ren Müttern und Vätern kommen 
soll und das Ziel, langfristige Unter-
bringungen der jungen Menschen 
zu verhindern und die Eltern in den 
Prozess der Hilfen von Anfang an 
intensiv einzubinden, führte zu ei-
nem bislang nur selten genutzten 
Setting. Eltern werden bei Zustim-
mung als Gäste und temporär direkt 
mit »aufgenommen« und also gar 
nicht erst aus der Verantwortung 
entlassen. Inzwischen gibt es hier-
zu diverse Entwicklungen und auch 
maßgebliche und nachhaltige Erfol-

ge. Unter dem Begriff »Familieninte-
grative Arbeit« wird gemeinsam mit 
Kindern und Eltern am Erhalt der 
Familie, der Bewältigung der Prob-
leme und Konflikte und der gedeih-
lichen Entwicklung der Kinder gear-
beitet (vgl. Krause 2021). 

Von Selbstorganisationen lernen 

Für die Weiterentwicklung der »Heim-
erziehung« unter Inklusions- und Teil-
habeprämissen ist der Dialog mit 
Behindertenverbänden, den Eltern-
organisationen und insgesamt den 
Selbstorganisationen sowie der Selbst-
hilfe im Kontext der Unterstützung von 
Menschen mit Behinderungen und Be-
einträchtigungen zentral. Hierfür liegen 
für die Kinder- und Jugendhilfe einer-
seits weiterführende Erfahrungen vor, 
z. B. über die BAG Selbsthilfe, die die 
Entwicklung von Partizipationsstan-
dards national und international voran-
getrieben hat, und zum anderen brau-
chen angesichts der komplexen Fragen, 
die eine Gesamtzuständigkeit der Kin-
der- und Jugendhilfe für alle jungen 
Menschen mit sich bringt, die jungen 
Menschen und ihre Eltern eine starke 
Rechtsposition. Junge Menschen mit 
Behinderungen benötigen auch ange-
sichts der eklatanten Unterschiede in 
den Versorgungsstrukturen im Rahmen 
der Kinder- und Jugendhilfe verlässli-
che Standards der begleitenden und 
unterstützenden Hilfe im Rahmen der 
außerfamiliären Unterbringung. Die 



40  Zukunftsimpulse für die » Heimerziehung« 

Stellung der jungen Menschen muss 
durch die Förderung von Selbstvertre-
tungen (vgl. auch Kapitel 8) und Selbst-
hilfeorganisationen als auch durch die 
Kompetenz von Ombudsstellen und in-
klusive Weiterentwicklung von Beteili-
gungs- und Beschwerdeverfahren und 
Schutzkonzepten flankierend gestützt 
werden.

Inklusive Hilfen gestalten

Die interdisziplinäre Arbeitsgruppe im 
Rahmen des Zukunftsforum Heimerzie-
hung weist in ihrem Diskussionspapier 
auf die Notwendigkeit einer stärkeren 
individuellen Passgenauigkeit und Fle-
xibilisierung von Unterstützungen auch 
in den stationären Betreuungssettings 
hin: »Bislang treffen die je nach indi-
vidueller Lebenssituation ganz unter-
schiedlichen Unterstützungsbedarfe 
aus den Bereichen Erziehung, Bildung, 
Pflege, Medizin und sozialer Teilhabe 
auf ein ausdifferenziertes Unterstüt-
zungssystem, das darauf basiert, Hilfe-
ansprüche und deren Zuständigkeiten 
entlang einzelner Bedarfe und per-
sonenbezogen (Kind-Ansprüche – El-
tern-Ansprüche) auseinanderzudivi-
dieren und abgrenzend zuzuordnen. 
Daher gilt es bei der Gestaltung inklu-
siver außerfamiliärer Wohnformen – so 
die Aufforderung seitens der Arbeits-
gruppe – »Wege zu finden, wie – unter 
Anerkennung dieser systematischen, 
durchaus kraftvoll wirkenden Logik-
grenzen – die Komplexität der Lebens- 

und Bedarfslagen sowohl ausreichend 
in die Bedarfserfassung Eingang fin-
den als auch in der konkreten Hilfege-
staltung aufgegriffen werden kann.« 
(Schönecker et al. 2021: 22).

Dabei sind aus der Perspektive junger 
Menschen mit Behinderungen auch 
nochmal besondere Abhängigkeiten 
ausdrücklich in den Blick zu nehmen: 
»Insbesondere junge Menschen mit ei-
ner Behinderung und einem dadurch 
bedingten hohen Assistenzbedarf ha-
ben ein besonderes Risiko, eine lebens-
lange Institutionalisierung zu erfahren. 
Sind sie einmal in einer außerfamiliä-
ren Wohnform angekommen, ist ihre 
Rückkehr in eine private Wohnform 
deutlich erschwert bis unwahrschein-
lich. Insbesondere im Gesundheits- 
und Pflegebereich, wo es außerfamili-
äre Wohnformen gibt, die Kinder über 
die Transitionsgrenzen hinweg betreu-
en, da diese sich nicht am Lebensal-
ter, sondern am Unterstützungsbedarf 
der Klient*innen ausrichten, stellt sich 
die Herausforderung einer lebenslan-
gen Institutionalisierung, die in diesen 
Situationen mit einer Abhängigkeit von 
einer einzigen außerfamiliären Wohn-
form gleichzusetzen ist, in besonderer 
Weise. Eine »inklusive Heimerziehung« 
stellt sich den damit verbundenen Pro-
blemen und versucht, gemeinsam mit 
den Adressat*innen Lösungen zu erar-
beiten, die ein höheres Maß an Selbstbe-
stimmung und Unabhängigkeit ermögli-
chen.« (vgl. Schönecker et al. 2021: 31).



Eine nachhaltige Infrastruktur mit jungen Menschen gestalten! 41

Für die Weiterentwicklung einer inklu-
siven Hilfestruktur wird es darüber hi-
naus darum gehen, alle ortsnahen und 
regionalen Hilfen in einem sozialen Inf-
rastrukturkonzept verschmelzen zu las-
sen, das auch über die Kinder- und Ju-
gendhilfe hinausreicht und geeignet 
ist, Hilfen zur Lebensbewältigung und 
selbstbestimmten diskriminierungsfrei-
en Teilhabe in dem Stadtteil zu leisten. 
In die Entwicklung eines solchen Infra-
strukturkonzepts sozialer Dienstleistun-
gen sind Träger der Erziehungshilfen wie 
Jugendämter und Fachorganisationen 
sowie vor allem Betroffenenorganisatio-
nen und Selbstvertretungen wie Selbst-
hilfevereinigungen in gleicher Weise in-
volviert. Sie bestimmen auch Standards 
des fachlichen Könnens und des Quali-
tätsniveaus, das die regionale Versor-
gungsstruktur kennzeichnen soll. 

Auch für eine inklusiv ausgerichtete 
»Heimerziehung« sollte an die im Ach-
ten Kinder- und Jugendbericht be-
schriebene Zielrichtung erinnert wer-
den, die einerseits die Ausrichtung von 
Hilfen im Sinne einer sozialen Integra-
tion als Zielsetzung der Hilfen betonte 
und andererseits auf eine organisato-
rische Integration verschiedener Hil-
fen nach dem Konzept der integrierten 
flexiblen Hilfen verwies. Eine »inklusi-
ve Heimerziehung« sollte sich auch in 
einen solchen Veränderungsprozess in 
Richtung auf ein integriertes Hilfesys-
tem aus ambulanten, teilstationären 
und stationären Hilfen mit ihrem Know-

how aktiv einbringen. Das Konzept der 
integrierten und flexiblen Hilfen bein-
haltete, eine Flexibilität hinsichtlich der 
variablen zeitlichen Veränderbarkeit 
der Intensität von Hilfen zu entwickeln. 
Werner Schefold (2004: 110) umschrieb 
damals in der Debatte die unterschied-
lichen Dimensionen der damit gefor-
derten Flexibilität in vier Kategorien: 

 � Die zeitliche Flexibilität umfasst 
Entscheidungen und Veränderun-
gen mit Blick auf modifizierte Auf-
enthalts- bzw. Betreuungszeiten der 
Adressat*innen in der Lebenszeit – 
»wie lange soll die Hilfe dauern (Hil-
feplan), in der Wochenzeit – wie viel 
Tage und Tageszeit – wie viel Stun-
den« (ebd.). Die Intensität der Hilfe 
kann je nach Bedarf variieren und 
sich verändern.

 � Die räumliche Flexibilität be-
schreibt unterschiedlich gelager-
te Kontexte der Hilfe. Die Einbezie-
hung von Einrichtungen im näheren 
und weiteren Erfahrungskontext 
der jungen Menschen (Schule, Ver-
eine etc.) und des individuellen So-
zialraumes der Adressat*innen (Ver-
wandtschaft, Nachbarschaft, Clique 
etc.).

 � Soziale Flexibilität bezieht sich 
z. B. auf die Betreuungsdichte, die 
Wahl und Entscheidung für eine 
Bezugsperson, Kontinuität der Be-
treuungsperson und ggf. auch not-
wendige Veränderungen, um Ent-
wicklungen zu befördern.
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 � Konzeptionelle Flexibilität um-
fasst die Variation möglicher Be-
treuungskonzepte, von Hilfever-
einbarungen und Absprachen 
mit Hilfeverlauf, unterschiedliche 
Schwerpunktsetzungen und Kom-
binationen von Settings (offene An-
gebote, multiprofessionelle Ansät-
ze, aufsuchende Arbeit, Phasen der 
Selbstständigkeit, etc.).

Man sieht, hier sind viele Anschlüsse 
für die Ausgestaltung einer »inklusiven 
Heimerziehung« gegeben. Es bleibt 
aber auch Aufgabe der Politik, die Wei-
terentwicklung hin zu einer inklusiven 
Gesellschaft voranzubringen. Denn am-
bulante und selbstbestimmte Wohnfor-
men sind auf eine andere, insgesamt 
inklusivere Infrastruktur angewiesen. 
Ohne die Entwicklung einer »inklusi-
ven Haltung« wird es gleichzeitig nicht 
gehen (Schönecker et al. 2021: 20 f.). 
»Wird Inklusion nicht nur als ein Pro-
zess, sondern in einem weiteren Sinne 
als Befähigung und Teilhabe in einer so-
zialen Ermöglichungsstruktur verstan-
den, ist damit eine wesentliche Refle-
xions- und Veränderungsbereitschaft 
vorausgesetzt« (Kieslinger/Hollweg 
2020: 10), so fasst das Projekt Inklusion 
jetzt diesen Gedankengang zusammen. 


